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Terminhinweise für Medien

Wiederholung
Freitag, 17. Juli, 8.30 Uhr, Marienplatz, Fischbrunnen
Die Stadt München begeht im Juli erstmals den „Disability Pride Month“. 
Bürgermeisterin Verena Dietl, der Behindertenbeirat, vertreten durch Nadja 
Rackwitz und Cornelia von Pappenheim, sowie die Behindertenbeauftragte 
Daniela Maier hissen aus diesem Anlass vier Disability Pride Flaggen. Die 
Flaggen erinnern daran, dass Menschen mit sichtbaren und unsichtbaren 
Behinderungen, mit psychischen Erkrankungen oder Suchterkrankungen 
noch immer von vollwertiger Teilhabe ausgeschlossen werden. Was die 
Farben bedeuten: Rot – körperliche Behinderungen, Blau – psychische 
Einschränkungen, Gelb – kognitive Behinderungen, Grün – eingeschränkte 
Sinneswahrnehmung, Weiß – nicht sichtbare Behinderungen, Schwarz – 
Gedenken an Menschen, die durch Diskriminierung starben.
Weitere Informationen unter https://behindertenbeauftragte-muenchen.de.
Achtung Redaktionen: Der Termin ist für Fotograf*innen geeignet.

Wiederholung
Freitag, 17. Juli, 10.30 Uhr, FORUM Schwanthalerhöhe, Theresienhöhe 5
Stadtrat Manuel Pretzl (CSU-Stadtratsfraktion) spricht in Vertretung des 
Oberbürgermeisters ein Grußwort zur Eröffnung der Münchner Wissen-
schaftstage.

Dienstag, 21. Juli, 12 Uhr, Rathaus, Grütznerstube
Bürgermeisterin Verena Dietl, Sozialreferentin Dorothee Schiwy, Gerd  
Grüneisl von Kultur & Spielraum e.V. und die amtierenden Oberbürger-
meister von Mini-München stellen das Programm für die Spielstadt vor. 
Mini-München lädt vom 3. bis 21. August Kinder und Jugendliche in das 
Showpalast-Gelände in Fröttmaning ein. Die Veranstalter freuen sich auf 
bis zu 1.700 junge Bürgerinnen und Bürger pro Tag. Alle Kinder zwischen 
neun und 15 Jahren können mitmachen, kostenlos und ohne Anmeldung, 
in der dritten Woche auch ab sieben Jahren.

Bürgerangelegenheiten

Donnerstag, 23. Juli, 19 Uhr, Rathaus, Großer Sitzungssaal (Zugang 
ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 1 (Altstadt-Lehel).
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Meldungen

Stadtschüler*innenvertretung erhält eigene Geschäftsstelle
(16.7.2026) Mit dem Unterhalt und der dauerhaften Finanzierung einer Ge-
schäftsstelle für die Stadtschüler*innenvertretung (SSV) schafft die Stadt 
die Voraussetzungen dafür, dass junge Menschen ihre demokratischen 
Mitwirkungsrechte wirksam wahrnehmen können. Der Bildungsausschuss 
des Stadtrats hat jetzt die Bereitstellung der erforderlichen Mittel beschlos-
sen. Damit investiert die Stadt nachhaltig in Demokratiebildung, ehrenamt-
liches Engagement und die politische Beteiligung von Schüler*innen.
Die Stadtschüler*innenvertretung vertritt die Interessen von allen Münch-
ner Schüler*innen. Mit der im Dezember 2025 beschlossenen neuen 
Satzung wurden ihre Rechte und Pflichten erweitert. So kann sie künftig 
qualifizierte Stellungnahmen zu allen Beschlussvorlagen im Bereich der 
allgemeinbildenden und beruflichen Schulen sowie des Pädagogischen In-
stituts – Zentrum für Kommunales Bildungsmanagement (PIZKB) abgeben, 
welche die Interessen der Schüler*innen unmittelbar betreffen. Gleichzei-
tig wurden transparente Verfahren für Wahlen und Abstimmungen geschaf-
fen und die demokratische Legitimation der Vertretung weiter gestärkt.
Insgesamt bedeuten die Aufgaben der SSV einen hohen organisatorischen 
und fachlichen Aufwand, den die ehrenamtlich tätigen Schüler*innen ne-
ben dem Schulalltag nicht bewältigen können. Deshalb ist in der SSV-Sat-
zung der Unterhalt einer Geschäftsstelle vorgesehen. Sie sorgt für die 
Organisation rechtssicherer Wahlen, die Organisation der jährlichen Stadt-
schüler*innenkonferenz und koordiniert die Zusammenarbeit zwischen 
den Vertreterinnen der verschiedenen Schularten. Außerdem sichert sie 
den Wissenstransfer des Gremiums und sorgt dafür, dass die Arbeit der 
Stadtschüler*innenvertretung trotz des jährlichen Wechsels ihrer Mitglie-
der kontinuierlich fortgeführt werden kann.
Die Geschäftsstelle begleitet die Vertreter*innen zudem pädagogisch. Sie 
unterstützt die Jugendlichen dabei, Verwaltungs- und Entscheidungspro-
zesse zu verstehen, ihre Mitwirkungsrechte kompetent wahrzunehmen 
und die Interessen der Münchner Schüler*innen wirkungsvoll zu vertreten. 
Auch stärkt sie die Handlungsfähigkeit der Stadtschüler*innenvertretung 
mit Qualifizierungsangeboten, Projektbegleitung und verlässlichen Arbeits-
strukturen.
Mit seinem Beschluss schafft der Stadtrat die Grundlage dafür, dass die 
Stadtschüler*innenvertretung ihre Mitwirkungsrechte dauerhaft wahrneh-
men kann. Damit sorgt er auch dafür, dass Perspektiven von Münchner 
Schüler*innen dauerhaft Gehör finden und in politische Entscheidungspro-
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zesse einfließen können – eine Investition in Bildung, demokratische Teil-
habe und das ehrenamtliche Engagement junger Menschen.
Bürgermeisterin Verena Dietl: „Wer junge Menschen an politischen Ent-
scheidungen beteiligen will, muss ihnen auch die notwendigen Rahmen-
bedingungen dafür geben. Mit der Geschäftsstelle stärken wir die Stadt-
schüler*innenvertretung dauerhaft und sorgen dafür, dass Engagement 
nicht an organisatorischen Hürden scheitert. Zudem fördern wir mit dem 
Kinder- und Jugendrathaus seit 2023 die Beteiligung junger Menschen in 
München. So investieren wir in demokratische Teilhabe, übernehmen Ver-
antwortung für die nächste Generation und machen deutlich: Die Stimmen 
von Schülerinnen und Schülern gehören selbstverständlich zu den Ent-
scheidungen, die ihre Zukunft betreffen.“
Stadtschulrat Florian Kraus: „Schulen sind Orte gelebter Demokratie. Mit 
der neuen Satzung erhält die Stadtschüler*innenvertretung deutlich mehr 
Mitwirkungsrechte. Die professionelle Geschäftsstelle schafft die Voraus-
setzungen dafür, dass die Schülerinnen und Schüler diese Verantwortung 
kompetent wahrnehmen können – und ist damit ein wichtiger Baustein für 
eine starke demokratische Schulkultur in München.“

München stärkt Ferienbetreuung für Grund- und Förderschulkinder
(16.7.2026) Mit Beginn des Schuljahres 2026/2027 tritt der Rechtsanspruch 
auf Ganztagsbetreuung für Kinder im Grundschulalter in Kraft. Dieser um-
fasst auch die Ferienzeiten. Die Stadt schafft daher die Rahmenbedingun-
gen für ein neues Ferienangebot unter Schulaufsicht und ergänzt damit 
die bestehenden und bereits bewährten Betreuungsmöglichkeiten in den 
Ferien. 
Der Bildungsausschuss und der Kinder- und Jugendhilfeausschuss des 
Stadtrats haben in ihrer gemeinsamen Sitzung die Umsetzung der neuen 
Förderrichtlinie auf den Weg gebracht. Ziel ist es, zusätzliche Ferienan-
gebote für Kinder im Grundschulalter zu ermöglichen – insbesondere für 
Familien, deren Kinder während der Schulzeit ein schulisches Ganztagsan-
gebot oder eine Mittagsbetreuung besuchen und in den Ferien zusätzliche 
Betreuung benötigen. Die neue Förderung soll Träger entlasten, Teilhabe 
stärken und Familien mit geringen Einkommen unterstützen.
Ein besonderer Schwerpunkt der städtischen Ausgestaltung liegt darin, die 
Umsetzung für Träger so einfach und praxistauglich wie möglich zu ma-
chen. Die Fördersystematik orientiert sich an bereits bekannten Verfahren 
aus der Mittagsbetreuung. Damit sollen vor allem kleinere, häufig ehren-
amtlich organisierte Träger wie Elterninitiativen oder gemeinnützige Vereine 
entlastet werden. Die Anforderungen und Nachweise sollen möglichst 
unbürokratisch gestaltet werden, damit sich möglichst viele Träger an der 
Ferienbetreuung beteiligen können.
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Auch Inklusion spielt bei der Förderung eine zentrale Rolle: Ferienangebote 
sollen grundsätzlich sowohl an Grund- als auch an Förderschulen möglich 
sein. Um Kinder mit Förderbedarf besser berücksichtigen zu können, sieht 
die Stadt finanzielle Anreize vor: An Förderschulen kann eine Betreuungs-
gruppe bereits mit sechs Kindern gefördert werden. Auch an Regelgrund-
schulen kann die Mindestgruppengröße unter bestimmten Vorausset-
zungen reduziert werden, wenn Kinder mit Förderbedarf aufgenommen 
werden. So soll das gemeinsame Miteinander von Kindern mit und ohne 
Behinderung weiter gestärkt werden.
Zudem sollen die Ferienangebote für Familien bezahlbar bleiben, daher 
schafft die Stadt hier eine auskömmliche Finanzierung für die Träger. Die 
Träger können Elternentgelte erheben, sollen diese aber für Familien mit 
München-Pass oder entsprechender Berechtigung ermäßigen können. Ein-
nahmeausfälle werden über die städtische Förderung kompensiert. Damit 
soll sichergestellt werden, dass die Teilnahme an Ferienangeboten nicht 
am Einkommen der Eltern scheitert.
Die Stadt stellt den Trägern außerdem städtische Schulräume nach vorhan-
denen Kapazitäten kostenfrei zur Verfügung. Zusätzlich soll der Kleinkin-
dertagesstätten e. V. eine Förderung für die fachliche Beratung der Träger 
erhalten. Damit werden die Träger bei der Entwicklung und Umsetzung der 
neuen Ferienangebote pädagogisch begleitet.
Die endgültige Beschlussfassung erfolgt durch die Vollversammlung des 
Stadtrats.
Bürgermeisterin Verena Dietl: „Ferien dürfen für Familien keine organisa-
torische oder finanzielle Belastungsprobe sein. Deshalb schaffen wir mit 
dem neuen Ferienangebotszuschuss die Voraussetzungen dafür, dass 
mehr verlässliche Betreuungsangebote entstehen und möglichst alle 
Kinder daran teilhaben können. Mir ist besonders wichtig, dass kein Kind 
ausgeschlossen wird – weder wegen des Einkommens der Eltern noch 
wegen eines individuellen Förderbedarfs.“
Stadtschulrat Florian Kraus: „Mit der neuen Förderung setzen wir bewusst 
auf ein praxistaugliches und möglichst einfaches Verfahren. Viele Träger 
arbeiten mit großem Engagement, oft auch ehrenamtlich. Sie brauchen 
gute Rahmenbedingungen statt unnötiger Bürokratie. Gleichzeitig schaffen 
wir Anreize für inklusive Angebote und sozialverträgliche Elternentgelte. 
So stärken wir Bildungsgerechtigkeit und Chancengleichheit auch in den 
Ferien.“

Öffentlicher Spatenstich für das Kulturhaus 21 in Pasing
(16.7.2026) Im Stadtbezirk Pasing-Obermenzing entsteht ein neuer Ort für 
die Kultur. Das „Kulturhaus 21“ wird eine Vielzahl von Angeboten möglich 
machen. Neben einem großen Veranstaltungsaal sind Gruppen- und Musik-
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übungsräume sowie eine Küche und ein vielseitig nutzbares Foyer geplant. 
Gestern hat mit dem offiziellen Spatenstich der Bau des Hauses für Kultur, 
Ehrenamt und nachbarschaftliches Engagement für den Bezirk begonnen. 
Bei der Feier sprachen Bürgermeisterin Mona Fuchs, Kulturreferent Marek 
Wiechers, Edwin Grodeke, Leiter des Kommunalreferats, und Christian 
Müller, Geschäftsführer der Münchner Wohnen, die das Projekt realisiert, 
sowie der BA-Vorsitzende Frieder Vogelsgesang. Im Anschluss gab Archi-
tekt Axel Frühauf von meck architekten GmbH einen Einblick in die Planun-
gen zum Bau, der in seiner Gestaltung an die industrielle Vergangenheit 
Pasings erinnert. Die Projektpläne werden in den zwei Wochen nach der 
Veranstaltung in den Pasing Arcaden zu sehen sein. 
Als künftiger Träger steht die seit langem im Viertel etablierte Pasinger 
Fabrik GmbH bereits fest. Gemeinsam mit den lokalen Akteur*innen der 
Stadtteilkultur wird das „Kulturhaus 21“ ab 2028 den Bewohner*innen des 
Stadtbezirks 21 (Pasing-Obermenzing) als lebendiger, niederschwelliger 
Ort für Kultur und bürgerschaftliches Engagement etwa durch die Nutzung 
von Vereinen, zur Verfügung stehen. Eine weitere Öffnung für soziale Be-
darfe ist grundsätzlich denkbar.

Spatenstich für das Kulturhaus 21 in Pasing (Foto: Michael Nagy/Presseamt) und Visualisie-
rung (© Credit Meck Architekten) 

Start des Beteiligungsprojekts „Hallo Ostpark“
(16.7.2026) Die Aktivierungsmaßnahme Ostpark kann beginnen. Ab Mon-
tag, 20. Juli, verwandelt sich der Ostpark für zehn Wochen in ein leben-
diges Experimentierfeld. Heute haben Baureferentin Dr.-Ing. Jeanne-Ma-
rie Ehbauer, Stadtbaurätin Prof. Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk, der 
Sachgebietsleiter Städtebau der Regierung von Oberbayern, Ralph Imhof, 



Rathaus Umschau
16.7.2026, Seite 7

sowie die zweite stellvertretende Bezirksausschussvorsitzende für Ram-
ersdorf-Perlach, Bärbel Girardin, den Startschuss für den über mehrere 
Wochen laufenden Aktionszeitraum gegeben und einzelne Elemente näher 
vorgestellt. Ziel der mit Bundesmitteln sowie durch den Freistaat Bayern 
großzügig geförderten Maßnahme ist es, gemeinsam mit den Nutzer*in-
nen vor Ort, mit den Menschen aus Neuperlach Ideen für die Zukunft des 
Parks zu entwickeln und zu diskutieren. 

Start des Beteiligungsprojekts „Hallo Ostpark: Du probierst aus, wir hören hin“ mit (v.l.) 
Stadtbaurätin Prof. Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk, der zweiten stellvertretenden Bezirks- 
ausschussvorsitzenden für Ramersdorf-Perlach, Bärbel Girardin, und Baureferentin Dr.-Ing. 
Jeanne-Marie Ehbauer (Foto: Ellen Kallscheuer)

Baureferentin Dr. Ing. Jeanne-Marie Ehbauer: „Die Aktion ‚Hallo Ostpark‘ 
ist eines der größten Beteiligungsverfahren, das das Baureferat jemals 
durchgeführt hat. Unser Ziel ist, im Sanierungsgebiet Neuperlach, die hier 
lebenden Menschen zu ermuntern, sich intensiv einzubringen, um das 
bestmögliche Ergebnis für eine Masterplanung für den Ostpark zu errei-
chen. Es gibt fünf ausgewählte Orte, an denen wir bestimmte Themen 
platzieren, um herauszufinden, ob sich der Ort zum Spielen, Sporttreiben, 
Naturerleben, Entspannen und Zusammensein eignet – oder wie wir ihn 
verändern sollen und müssen. Die Menschen probieren aus, wir hören zu. 
Darüber hinaus bereichert ab dem 20. Juli auch das TanzParkett – ein Ge-
winner aus dem München-Budget – die Aktivierungsmaßnahme.“
„Die Stadtsanierung meines Referats für Stadtplanung und Bauordnung 
ist aktuell in Neuperlach tätig, um diesen spannenden Stadtteil fit für die 
Zukunft zu machen. Seit seiner Fertigstellung 1982 ist der Ostpark für die 
Neuperlacher*innen ein prägender Ort zur Erholung und Freizeitgestaltung. 
Ich bin deshalb sehr gespannt auf die Ergebnisse der Aktion ‚Hallo, Ost-
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park‘, insbesondere im Hinblick auf aktuelle Nutzungsansprüche und die 
sich ändernden klimatischen Herausforderungen“, ergänzt Stadtbaurätin 
Professorin Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk
Sachgebietsleiter Städtebau der Regierung von Oberbayern, Ralph Imhof: 
„Die Sanierung und Aufwertung des Ostparks ist die größte und eine der 
wichtigsten Sanierungsmaßnahmen im Sanierungsgebiet Neuperlach 
Nord. Als Bewilligungsstelle für die Städtebaufördermittel freuen wir uns, 
dass mit dem Beteiligungsprojekt eine wichtige Vorbereitungsmaßnahme 
in Angriff genommen wird. Das ist nicht nur für die Förderung der Sanie-
rungsplanung eine wesentliche Grundlage, sondern auch für die spätere 
bauliche Umsetzung. Für die Durchführung des Beteiligungsprojekts wün-
schen wir der Stadt München viel Erfolg, rege Beteiligung der Bürgerinnen 
und Bürger aus Neuperlach und große Erkenntnisgewinne für die weitere 
Planung.“
Thomas Kauer, Bezirksausschussvorsitzender für Ramersdorf-Perlach: 
„Die Weiterentwicklung des Ostparks ist ein vielgehörter Wunsch vor Ort. 
Der Ostpark ist grünes Wohnzimmer für rund 200.000 Menschen aus den 
umliegenden Stadtteilen. Ich begrüße die intensive Einbindung der Bevöl-
kerung und lade sie herzlich ein, sich zu beteiligen. Mein dringender Rat ist 
es, umsetzbare Vorschläge zu erarbeiten und die Finanzierung frühzeitig zu 
sichern, auch in Zeiten knapper Kassen.“
Im Rahmen des Projekts „Hallo Ostpark: Du probierst aus, wir hören hin“ 
entstehen bis zum 25. September an fünf Fokusorten neue Angebote für 
Bewegung, Begegnung und Kultur, Natur und Erholung. Alle Menschen 
aus Neuperlach und den angrenzenden Wohngebieten sind herzlich ein-
geladen, vorbeizukommen, die kostenfreien Angebote zu nutzen und ihre 
Ideen für die Zukunft des Parks einzubringen. Denn der Ostpark soll auch 
in Zukunft ein Ort bleiben, an dem sich Menschen aus dem Stadtteil in ih-
rem Stadtteil gerne treffen, Zeit verbringen und Erholung finden.
Gemeinsam ausprobieren
Während des zehnwöchtigen Aktionszeitraums werden unterschiedliche 
neue Nutzungen im Ostpark erprobt. An fünf Fokusorten entstehen Räume 
zum Spielen, Bewegen, Entspannen, Gärtnern und Begegnen: Es kann ge-
skatet, Fußball oder Tischtennis gespielt, getanzt oder die neue Waldmur-
melbahn ausprobiert werden. In der „Entspannten.Bucht“ warten Hänge-
matten, Liegestühle und ein kleiner Strand. Am „Zusammen.Platz“ gibt es 
einen Pumptrack, eine Graffitiwand und eine lange Tafel für gemeinsames 
Essen. Im „Mitmach.Garten“ wird gemeinsam gegärtnert und entdeckt. 
Am „Kultur.Hang“ lädt eine Bühne zu Aufführungen und Veranstaltungen 
ein. Ergänzt werden die Orte durch ein vielfältiges Programm, das gemein-
sam mit lokalen Akteur*innen entwickelt wurde. Manche Angebote sind 
nur für kurze Zeit zu erleben – umso mehr lohnt es sich, vorbeizuschauen.
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Mitreden und Zukunft gestalten
Neben dem Ausprobieren steht die Beteiligung im Mittelpunkt. Das Pro-
jektteam ist von 20. Juli bis 25. September, von Montag bis Samstag im 
Park unterwegs und freut sich über Gespräche mit künftigen Nutzer*innen 
sowie über ihre Hinweise und Ideen. Eine große Informationsveranstaltung 
findet am 12. September statt. Von 12. bis 25. September findet außerdem 
eine vertiefende Beteiligungsphase statt, in der die gesammelten Erfahrun-
gen diskutiert und weiterentwickelt werden. Die Ergebnisse fließen direkt 
in die zukünftige Gestaltung des Ostparks ein.
Das Projekt wird aus dem Städtebauförderungsprogramm „Wachstum 
und nachhaltige Erneuerung“ mit Mitteln des Bundes und des Freistaats 
Bayern gefördert. Das Baureferat (Gartenbau) setzt die Aktivierungsmaß-
nahme Ostpark um. Das Münchner Büro STUDIO | STADT | REGION be-
gleitet die Planung, unterstützt vom Stadtteilmanagement Neuperlach der 
Münchner Gesellschaft für Stadterneuerung. 
Weitere Informationen, das Sommerprogramm und aktuelle Termine sind 
unter https://stadt.muenchen.de/infos/hallo-ostpark.html und  
www.stadtsanierung-neuperlach.de/ostpark sowie über die Kanäle des 
Stadtteilmanagements Neuperlach zu finden. Das Projektteam ist außer-
dem direkt erreichbar per E-Mail an ostpark@studio-stadt-region.de.

Statistisches Amt: Taschenbuch und Faltkarte ab sofort erhältlich
(16.7.2026) Das Statistische Taschenbuch sowie die Faltkarte „München 
in Zahlen“ des Statistischen Amtes der Stadt sind jetzt in einer neuen Auf-
lage erhältlich – wie immer mit allen wichtigen Zahlen und aktuellen Fak-
ten rund um München. 
Das „Statistische Taschenbuch – München und seine Stadtbezirke“ enthält 
in der neuesten Ausgabe 2026 komprimiert und übersichtlich dargestellt 
statistische Informationen für die Gesamtstadt und die 25 Münchner 
Stadtbezirke, die – jeder einzeln – kurz und informativ beschrieben werden. 
Der Zahlenteil umfasst in der Regel die Daten für 2025 zur Bevölkerung 
(einschließlich der grafischen Darstellung im Bevölkerungsbaum), zur Flä-
che und Einwohnerdichte, zum Gesundheits-, Sozial-, und Bildungswesen. 
Ebenso enthalten sind Zahlen zu Wohnungen und Tourismus, zur Arbeits-
losigkeit, zum Kraftfahrzeugbestand sowie die Ergebnisse der letzten 
Wahlen. Die Druckversion dieser Ausgabe (Schutzgebühr 7,50 Euro) kann 
über das Statistische Amt telefonisch unter 233-782700 oder online unter 
https://stadt.muenchen.de/infos/statistikveroeffentlichungen.html bezogen 
werden. Ein Direktverkauf ist nur in der Stadt-Information im Rathaus mög-
lich. Daneben bietet das Statistische Amt zum selben Preis eine digitale 
Version im PDF-Format an, die über die oben genannte Webseite bestellt 
werden kann. Bestellungen für alle Veröffentlichungen des Statistischen 

https://stadt.muenchen.de/infos/hallo-ostpark.html
http://www.stadtsanierung-neuperlach.de/ostpark
https://stadt.muenchen.de/infos/statistikveroeffentlichungen.html
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Amtes können einfach und schnell über eine Online-Bezahlfunktion abge-
wickelt werden.
Ebenfalls neu im Portfolio ist das Zahlenleporello „München in Zahlen 
2026“. Wie immer erscheint die beliebte Faltkarte – im handlichen Post-
kartenformat – in deutscher und englischer Sprache. „München in Zah-
len“ – das sind statistische Kurzinformationen und übersichtliche Grafiken 
aus den verschiedensten Bereichen des Münchner Stadtlebens. Genauer 
gesagt die wichtigsten Eckdaten zu den geografischen Verhältnissen, zur 
Bevölkerung, zu Gesundheit, Sozialem, Bildungswesen, Kultur, Tourismus, 
zur Wirtschaft und den Bereichen Arbeitsmarkt, Bau- und Wohnungswe-
sen und zum Verkehr. Zu beziehen ist die Faltkarte – kostenfrei – über die 
Stadt-Information im Rathaus beziehungsweise ebenfalls über die oben 
genannte Webseite oder auf Anfrage beim Statistischen Amt telefonisch 
unter 233-782700 und per E-Mail an stat.amt@muenchen.de. 

Neu erschienen: Das Taschenbuch sowie die Faltkarte des Statistischen Amtes (Foto: LHM)

Veranstaltungen des Stadtmuseums
(16.7.2026) Das Münchner Stadtmuseum lädt zu folgenden Veranstaltun-
gen ein:
	- Am Samstag, 18. Juli, bietet die Münchner Volkshochschule von 15 bis 
16 Uhr eine Führung durch die Ausstellung „What the City. Perspektiven 
unserer Stadt“ im historischen Zeughaus des Münchner Stadtmuseums 
an. Die Ausstellung setzt sich mit Perspektiven auf die Stadt München 
aus Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft auseinander. Zehn Kapitel – 
sogenannte Cities – beleuchten verschiedene Facetten der bayerischen 
Landeshauptstadt. Dabei stehen zentrale aktuelle Fragen im Raum: Wie 
kann man die Stadt grüner und lebenswerter gestalten? Stimmt das 
Klischee, dass Münchner*innen reich und schick sind? Wie lebenswert 
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ist die Stadt für Menschen, die von Armut betroffen sind? Wie führt die 
queere Community den Kampf um Gleichberechtigung und wie prägen 
antirassistische Bewegungen die Identität der Stadtgesellschaft? Und 
was ist los im Münchner Nachtleben? In der interaktiven Gesprächsfüh-
rung wird dazu eingeladen, neue Perspektiven der Stadt zu entdecken 
und anregende Gespräche zu führen. Die Teilnahme kostet 5 Euro.  
Tickets sind online unter mvhs.de erhältlich.

	- Am Montag, 20. Juli, von 16 bis 16.30 Uhr, gibt es eine Führung durch 
die historischen Wohnräume der Familie von Parish in der Kemna-
tenstraße 50. Thema der Führung ist „Historismus trifft Jugendstil“. 
Seit 1970 gehört die Von Parish Kostümbibliothek zum Münchner Stadt-
museum. Sie befindet sich in einer Villa unweit des Nymphenburger 
Schlosses, die 1900 und 1901 für den Komponisten Friedrich Wilhelm 
von Schirach errichtet wurde. Planung und Ausstattung übernahm die 
bekannte Münchner Baufirma Gebrüder Rank. Das Gebäude wurde 1916 
von der Familie von Parish erworben und 1936 mit ihrer großen Kostüm-
bildsammlung bezogen. Durch den nur zweimaligen Wechsel der Eigen-
tümer hat sich im Inneren des denkmalgeschützten Gebäudes die Raum-
kunst der Gebrüder Rank nahezu vollständig erhalten. Sie wurde durch 
die von 2019 bis 2021 erfolgte Sanierung der Innenräume unter vielen 
Farbschichten wieder hervorgeholt. Die historistische Einrichtung – 
Erbstücke der Familie von Parish aus dem 18. und 19. Jahrhundert – geht 
mit dem Jugendstil der Innenräume eine beeindruckende Symbiose ein. 
Bei der Führung können Teilnehmende sich selbst einen Eindruck von 
den historischen Wohnräumen im Erdgeschoss machen und mehr zur 
Geschichte des Hauses, der Stifterfamilie und der Sammlung erfahren. 
Die Teilnahme kostet 5 Euro. Tickets unter mstm-shop.gomus.de. Die 
Teilnehmerzahl ist begrenzt. Bitte beachten: Einlass ist erst 15 Minuten 
vor Führungsbeginn. Die Führung ist nicht barrierefrei.

Online-Infoabende des Bauzentrums
(16.7.2026) Das Bauzentrum München lädt zu folgenden kostenfreien On-
line-Infoabenden ein, die Teil der Photovoltaik-Themenwoche sind und im 
Rahmen der Bayerischen Energietage stattfinden:
	- Am Mittwoch, 22. Juli, um 17.30 Uhr zu „Photovoltaik und Wärmepumpe 
optimal kombinieren“. Eine Anmeldung ist erforderlich unter  
https://t1p.de/ewmut.   
Wärmepumpen sind eine sehr energieeffiziente und wirtschaftliche 
Lösung, um Wärme bereitzustellen, weil sie mit Hilfe von kostenloser 
Umweltwärme aus einer Kilowattstunde Strom zwischen drei und vier 
Kilowattstunden Wärme erzeugen können. Die Wirtschaftlichkeit der 
Wärmepumpe kann durch Photovoltaik-Strom vom eigenen Dach und 

http://mvhs.de
http://mstm-shop.gomus.de
https://t1p.de/ewmut
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einen Pufferspeicher noch deutlich verbessert werden. Energieberater 
Rolf Kersten zeigt auf, wie der Photovoltaik-Strom optimal für die Wärme-
pumpe genutzt werden kann, welche Lösungen für die Warmwasser-
versorgung bestehen und inwiefern vorhandene Heizkörper weiterhin 
verwendet werden können.

	- Am Donnerstag, 23. Juli, um 17.30 Uhr zu „Photovoltaik und Solarthermie 
optimal kombinieren“. Eine Anmeldung ist erforderlich unter  
https://t1p.de/9us2i.  
Diplom-Ingenieur (FH) Axel Horn betrachtet genauer, welche projektbe-
zogenen Bedingungen weiterhin für die Solarthermie sprechen, welche 
Aufteilung der Dachflächen zwischen PV-Modulen und Sonnenkollekto-
ren den maximalen Nutzen bringt und wo deren Neuinstallation – nicht 
zuletzt für den Klimaschutz – die richtige Entscheidung sein kann.

Unter dem Motto „Energiewende. Hier. Jetzt.” zeigt ganz Bayern bei den 
„Bayerischen Energietagen“ vom 18. bis 26. Juli, was es bedeutet, Ener-
giewende und Klimaschutz gemeinsam zu denken. Zahlreiche Akteur*in-
nen organisieren informative, unterhaltsame und interaktive Aktionen und 
Veranstaltungen – vor Ort und digital. Initiator der Bayerischen Energietage 
ist das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung 
und Energie. Weitere Informationen unter energietage.bayern.de.
Weitere Infos zum Bauzentrum unter muenchen.de/bauzentrum und sei-
nen Veranstaltungen unter veranstaltungen.muenchen.de/bauzentrum.

https://t1p.de/9us2i
http://energietage.bayern.de
http://muenchen.de/bauzentrum
http://veranstaltungen.muenchen.de/bauzentrum
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Donnerstag, 16. Juli 2026

E-Scooter: Abstellkonzept Altstadt ausweiten – Unfälle, vor allem von 
seheingeschränkten und blinden Menschen, vermeiden
Antrag Stadtrats-Mitglieder Simone Burger, Nikolaus Gradl, Anne Hübner, 
Lars Mentrup, Andreas Schuster, Felix Sproll (SPD/Volt-Fraktion) und Delija 
Balidemaj, Anja Berger, Paul Bickelbacher, Mona Fuchs, Ursula Harper, 
Gunda Krauss, Sofie Langmeier, Gudrun Lux, Dr. Florian Roth, Florian  
Schönemann, Christian Smolka, Sibylle Stöhr (Fraktion Die Grünen – Rosa 
Liste)vom 6.2.2024

Parkplätze für Fahrräder und E-Kleinstfahrzeuge: Nutzung evaluieren 
und ggf. wieder zu Kfz-Parkplätzen umwandeln
Antrag Stadtrats-Mitglieder Fabian Ewald, Alexandra Gaßmann, Hans Ham-
mer, Jens Luther, Hans-Peter Mehling, Evelyne Menges, Veronika Mirlach 
und Matthias Stadler (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 
12.2.2025

Tempo 30 in der Weitlstraße
Antrag Stadtrat Delija Balidemaj (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE 
WÄHLER) vom 9.4.2026

Was hat es mit der „Geisterbaustelle“ Westermühlstraße auf sich?
Anfrage Stadträte Hans Hammer und Hans-Peter Mehling (Stadtratsfrak-
tion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 20.8.2025

Gemeinwohl im Wohnungsbau stärken III: Baukosten senken durch 
effizienteres Vorgehen bei Baustelleneinrichtungen
Antrag Stadtrats-Mitglieder Kathrin Abele, Simone Burger, Anne Hübner, 
Dr. Christian Köning, Barbara Likus, Lars Mentrup, Julia Schönfeld-Knor 
und Micky Wenngatz (SPD-Fraktion) vom 15.1.2026

Radweg Ludwigstraße – zwischen Von-der-Tann-Str. und Siegestor als 
temporäre Lösung markieren
Antrag Stadtrat Sonja Haider, Dirk Höpner, Nicola Holtmann und Tobias Ruff 
(Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 13.2.2026
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E-Scooter: Abstellkonzept Altstadt ausweiten – Unfälle, vor allem von 
seheingeschränkten und blinden Menschen, vermeiden
Antrag Stadtrats-Mitglieder Simone Burger, Nikolaus Gradl, Anne Hübner, 
Lars Mentrup, Andreas Schuster, Felix Sproll (SPD/Volt-Fraktion) und Delija 
Balidemaj, Anja Berger, Paul Bickelbacher, Mona Fuchs, Ursula Harper, 
Gunda Krauss, Sofie Langmeier, Gudrun Lux, Dr. Florian Roth, Florian  
Schönemann, Christian Smolka, Sibylle Stöhr (Fraktion Die Grünen – Rosa 
Liste)vom 6.2.2024

Antwort Mobilitätsreferent Georg Dunkel:

Zunächst möchten wir um Entschuldigung bitten, dass Sie bisher noch 
keine abschließende Rückmeldung von uns erhalten haben. Aufgrund erst 
kürzlich stattgefundener Gesetzesänderungen können wir Ihnen erst heute 
vollumfänglich antworten.

In Ihrem oben genannten Antrag fordern Sie die Ausweitung der geson-
derten Abstellflächen für E-Tretroller unter Einbeziehung der Bezirksaus-
schüsse und des Behindertenbeirates. Ebenso soll geprüft werden, inwie-
weit Anbieter zum Abschluss einer Haftpflichtversicherung verpflichtet 
werden können und die Selbstverpflichtungserklärung verschärft werden 
kann. Hierbei soll auch geprüft werden, ob Technologien mit akustischen 
Orientierungshilfen verbindlich vorgeschrieben werden können.

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, erlaube ich mir Ihren Antrag auf dem 
Schriftweg zu beantworten.

Zu Ihrem Antrag vom 6.2.2024 teilen wir Ihnen mit, dass Ihren Anliegen 
voraussichtlich durch Anpassungen der städtischen Vorgaben und einer 
geplanten Befassung des Stadtrats sowie einen bundesweiten Gesetzent-
wurf zur Haftung bei Unfällen mit E-Tretrollern entsprochen werden kann.
Der Stadtrat hat im November 2023 mehrheitlich dem Beschluss „Zukunft 
geteilter Mikromobilitätsangebote in München“ zugestimmt (https://risi.
muenchen.de/risi/sitzungsvorlage/detail/7931800; Sitzungsvorlage Nr. 20-
26/V 10861). Hieraus ergibt sich ein stadtweiter Ausbau von 675 geteilten 
Abstellflächen für Mikromobilität. Ziel ist es, ein attraktives und geordnetes 
Angebot von geteilten Mikromobilitätsfahrzeugen (E-Tretroller, Fahrräder/
Pedelecs, E-Motorroller, E-Lastenräder) im gesamten Stadtgebiet sicher-
zustellen und gleichzeitig die Abstellsituation der Mikromobilität und damit 
die Verkehrssicherheit für Fußgänger*innen, insbesondere für Menschen 
mit Geh- und Sehbehinderungen, deutlich zu verbessern.
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Vorrangig sollen die Abstellflächen im öffentlichen Straßenraum durch Um-
widmung von Parkplätzen geschaffen werden. Bei begrenzten Flächen im 
Straßenraum können sie auch auf Gehwegen mit einer Mindestbreite von 
1,80 m, optimal 2,50 m, geschaffen werden, z.B. an großzügig gestalteten 
Kreuzungen oder Plätzen. Im Umkreis von 100 m um diese Abstellflächen 
wird eine virtuelle Parkverbotszone (sog. Geofence) eingerichtet, um ein 
geordnetes Abstellen auf der Fläche zu gewährleisten.

Die zuständigen Bezirksausschüsse werden im Rahmen des Anhörungs-
rechts gemäß der gültigen Bezirksausschuss-Satzung („Festlegung oder 
Änderung von Stellflächen für Shared-Mobility-Angebote”) gehört und in-
volviert.
Zudem berichtet das Mobilitätsreferat, Fachgruppe Elektrokleinstfahrzeuge 
regelmäßig im sog. Halbjahresgespräch mit den Behinderten- und Senio-
renbeiräten über aktuelle Projekte und steht bei Rückfragen zur Verfügung.

Zum aktuellen Zeitpunkt existieren 365 geteilte Abstellflächen für Mikro-
mobilität in München.
Ziel ist ein dichtes Netz von 675 Abstellflächen. Auch nach Einrichtung 
dieser Abstellflächen soll es weiterhin Bereiche im Stadtgebiet geben, in 
denen sog. Freefloating möglich sein wird und E-Tretroller auf Gehwegen 
mit ausreichender Restgehwegbreite abgestellt werden können. Dies ist 
unter anderem auf die begrenzte Flächenverfügbarkeit für ein noch dich-
teres Abstellnetz zurückzuführen. Das Mobilitätsreferat wird im Rahmen 
der Fortschreibung der Teilstrategie Shared Mobility prüfen, inwieweit eine 
weitere Verdichtung des Abstellnetzes ergänzend möglich ist.

Das Mobilitätsreferat nimmt die Ausführungen in der unterstützenden Stel-
lungnahme des Behindertenbeirats vom 28.3.2024 und die Forderungen 
des Antrags sehr ernst. Dennoch ist ein Verbot des Abstellens von  
E-Tretrollern auf Gehwegen durch die Landeshauptstadt München, wie 
vom Facharbeitskreis Mobilität des Behindertenbeirats in seiner Stellung-
nahme gefordert, bisher nicht rechtssicher möglich. 

E-Tretroller und Leihräder als privatwirtschaftliche Sharing-Angebote gelten 
im Freistaat Bayern bis dato als genehmigungsfreier Gemeingebrauch. Aus 
diesem Grund sind Regulierungen aus anderen Bundesländern, die eine 
andere Auffassung verfolgen, nicht unmittelbar anwendbar und sämtliche 
Regelungen, die über die derzeit gültige freiwillige Vereinbarung hinaus 
gingen, mit rechtlichen Unsicherheiten verbunden.
Am 8. Oktober 2025 beschloss jedoch das Bundeskabinett die Novel-
lierung der StVO sowie der Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung; am 
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19.12.2025 stimmte der Bundesrat ebenfalls zu. Somit ergibt sich eine 
bundesweit einheitliche Harmonisierung der Gesetzgebung, wodurch die 
Kommunen künftig weitere Befugnisse und Handlungsspielräume zur Re-
gelung des Abstellens von E-Tretrollern und Leihrädern erhalten und diese 
in Sondernutzungsvereinbarungen festlegen können.
Nach einer Übergangsfrist treten diese Regelungen zum 1.3.2027 in Kraft.
Unter Berücksichtigung des geltenden Rechtsrahmens wird aktuell eine 
Anpassung der städtischen Vorgaben erarbeitet und die aktuell gültige Frei-
willige Selbstverpflichtungserklärung (FSVE) in eine Sondernutzung über-
führt. Eine Befassung des Stadtrats mit den Eckpunkten einer entspre-
chenden Regelung für E-Tretroller und Leihräder ist im Laufe des Jahres 
vorgesehen.
Ziel ist es, ein kommunal gesteuertes und nachhaltiges Mikromobilitätsan-
gebot bereitzustellen. Kernelement ist dabei ein funktionierender Regulie-
rungsrahmen zur Verbesserung der Abstellsituation im öffentlichen Raum.

Neben den bereits heute gültigen Anforderungen auf Basis der Freiwilligen 
Selbstverpflichtungserklärung möchte das Mobilitätsreferat die folgenden 
Kernanforderungen zusätzlich regulieren:
	- 	Regulierung der Flottenobergrenzen
	- 	Forderung von Sondernutzungsgebühren

Es wird geprüft, inwiefern der von Ihnen geforderte Punkt zur digitalen 
Kontrollmöglichkeit wie ein Warnsystem für Sehbehinderte in die neue Re-
gulatorik inkludiert werden kann. Bereits heute verfügt ein Teil der in Mün-
chen operierenden Anbieterfirmen über eine Warntechnologie, wie bspw. 
LOC.id oder Lazarillo. 
Ein behinderndes Abstellen von Leihfahrzeugen ist unzulässig und wird im 
Rahmen der Kapazitäten durch die kommunale Verkehrsüberwachung oder 
die Polizei auf Grundlage der §§ 1 Abs. 2 und 49 StVO; § 24 Abs. 1, 3 Nr. 5 
StVG; 1.2 BKat geahndet.

Auch hinsichtlich der Halterhaftung soll es Änderungen der Gesetzgebung 
geben. Ein am 18.3.2026 vom Bundeskabinett beschlossener  
Gesetzesentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für Verbrau-
cherschutz verschärft vorbehaltlich der Zustimmung des Bundesrates die 
Haftung bei Unfällen mit E-Tretrollern. Halter*innen von E-Tretrollern haften 
künftig verschuldensunabhängig für Schäden (Gefährdungshaftung), was 
besonders Verleihfirmen in die Pflicht nimmt. Für Fahrer*innen gilt eine 
vermutete Haftung, was bedeutet, dass sie haften, wenn sie sich nicht 
entlasten können (bspw. durch ein Abstellfoto nach Rückgabe des Fahr-
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zeugs). Dadurch können Geschädigte leichter Schadensersatzansprüche 
geltend machen. Der Beschluss im Bundesrat ist noch nicht terminiert.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Parkplätze für Fahrräder und E-Kleinstfahrzeuge: Nutzung evaluieren 
und ggf. wieder zu Kfz-Parkplätzen umwandeln
Antrag Stadtrats-Mitglieder Fabian Ewald, Alexandra Gaßmann, Hans Ham-
mer, Jens Luther, Hans-Peter Mehling, Evelyne Menges, Veronika Mirlach 
und Matthias Stadler (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 
12.2.2025

Antwort Mobilitätsreferent Georg Dunkel:

Zunächst möchten wir um Entschuldigung bitten, dass Sie bisher noch 
keine Rückmeldung von uns erhalten haben. Wir bedanken uns für die ge-
währte Fristverlängerung.

In Ihrem oben genannten Antrag fordern Sie die Evaluation sämtlicher zu 
Fahrradstellplätzen und Stellplätzen für E-Kleinstfahrzeuge umgewidmeter 
Parkplätze und die Umwidmung dieser zu allgemeinen Kfz-Stellplätzen im 
Falle einer besonders niedrigen Nutzung.

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, teilen wir Ihnen auf diesem Wege zu Ih-
rem Antrag Folgendes mit:

Der Stadtrat hat im November 2023 mehrheitlich dem Beschluss „Zukunft 
geteilter Mikromobilitätsangebote in München“ (Sitzungsvorlage Nr. 20-
26/V 10861, https://risi.muenchen.de/risi/sitzungsvorlage/detail/7931800) 
zugestimmt. Hieraus ergibt sich ein stadtweiter Ausbau von 675 geteilten 
Abstellflächen für Mikromobilität. Ziel ist es, ein attraktives und geordnetes 
Angebot von geteilten Mikromobilitätsfahrzeugen (E-Tretroller, Fahrräder/
Pedelecs, E-Motorroller, E-Lastenräder) im gesamten Stadtgebiet sicher-
zustellen und gleichzeitig die Abstellsituation der Mikromobilität und damit 
die Verkehrssicherheit für Fußgänger*innen, insbesondere für Menschen 
mit Geh- und Sehbehinderungen, deutlich zu verbessern.
Beim Ausbau der Abstellflächen werden verschiedene Kriterien berück-
sichtigt. Grundlage für die Errichtung der Abstellflächen ist die Grund- 
satzuntersuchung Mikromobilität in München (https://muenchenunter-
wegs.de/angebote/grundsatzuntersuchung-mikromobilitaet-in-muenchen). 
Die zuständigen Bezirksausschüsse werden im Rahmen des Anhörungs-
rechts gemäß aktuell gültiger Bezirksausschuss-Satzung („Festlegung oder 
Änderung von Stellflächen für Shared-Mobility-Angebote“) angehört und 
involviert.
Alle bisherigen Bestandsflächen verfügen über einen entsprechenden 
virtuellen Geofence (Abstellverbotszone) in der Umgebung, sodass E-Tret-
roller in einem vordefinierten Radius (derzeit 100 m) nur auf der dafür vor-

https://risi.muenchen.de/risi/sitzungsvorlage/detail/7931800
https://muenchenunterwegs.de/angebote/grundsatzuntersuchung-mikromobilitaet-in-muenchen
https://muenchenunterwegs.de/angebote/grundsatzuntersuchung-mikromobilitaet-in-muenchen
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gesehenen Fläche abgestellt werden können. Eine Beendigung der Miete 
ist im Bereich der o.g. jeweiligen Abstellverbotszone dann nicht möglich. 
Abstellflächen und Abstellverbotszonen werden beim Ausleihvorgang in 
den Apps angezeigt.

Unabhängig von der Herstellung einer stadtweiten Abstellflächeninfrastruk-
tur, teilen wir Ihre Auffassung der Notwendigkeit einer umfänglichen Eva-
luierung der Shared-Mobility-Maßnahmen, weshalb das Mobilitätsreferat 
bereits unterschiedliche Evaluationsansätze verfolgt.

Evaluation der Mobilitätspunkte
Im April 2025 hat das Mobilitätsreferat ein Forschungsinstitut mit der Eva-
luierung der Mobilitätspunkte beauftragt. Das Ziel dieser Untersuchung ist 
es, Erkenntnisse über die Bekanntheit, Nutzung und Akzeptanz der Mo-
bilitätspunkte sowie der Shared Mobility Infrastruktur im Allgemeinen zu 
gewinnen. Dies wird durch Haushaltsbefragungen sowie durch die gezielte 
Auswertung und Analyse von Nutzungsdaten erfolgen. Darüber hinaus 
werden auch Fokusgruppen- und Expert*innen-Interviews durchgeführt.
Für Ende 2026 ist ein erster Zwischenbericht geplant, der die bis dahin 
durchgeführte Literaturrecherche, das methodische Konzept der ersten 
Befragungswelle sowie erste Auswertungen von Nutzungsdaten enthält. 
Der umfangreiche Abschlussbericht ist für das Jahr 2027 vorgesehen.

Indikatorensystem Shared Mobility
Zusätzlich erfolgt derzeit im Rahmen des Projekts „Indikatorensystem 
Shared Mobility“ die maßgeschneiderte Entwicklung und Anwendung ei-
nes Indikatorensets. Damit kann die Landeshauptstadt München objektiv, 
wissenschaftlich fundiert und langfristig bestimmen, welche Entwicklun-
gen und Wirkungen von Shared Mobility entstehen. Im Rahmen dieses 
Indikatorensystems werden unter anderem das stadtweite Angebot, die 
Erreichbarkeit sowie die Akzeptanz und Bekanntheit erfasst und bewertet. 
Die Erhebungen und Auswertungen im Rahmen dieses Projekts finden in 
den Jahren 2025, 2026 und 2027 statt. Ein erster Ergebnisbericht, der die 
Er-gebnisse der ersten Erhebungswelle aufzeigt, ist für etwa Mitte 2026 
angedacht.

Dauerhaftes Monitoring von Mikromobilität
Nicht zuletzt überwacht das Mobilitätsreferat bereits jetzt die Nutzung der 
geteilten Abstellfläche für Mikromobilität sowie die Einhaltung der Vorga-
ben, die gemäß der freiwilligen Selbstverpflichtungserklärung (FSVE) mit 
den Shared Mobility Anbietern geschlossen wurden, unter Berücksichti-
gung der verfügbaren technischen und personellen Ressourcen. Hierfür 
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verwendet das Mobilitätsreferat ein Monitoring-Dashboarding, das auf 
Echtzeitdaten der Anbieter basiert und die Verteilung sowie Nutzung der 
E-Tretroller genauer überwacht. Ebenso können Auswertungen auf Basis 
von historischen Daten durchgeführt werden.

Nach Abschluss der genannten Evaluationsprojekte wird eine Bewertung 
vorgenommen. Zeitgleich verfolgen wir die Entwicklungen laufend und 
kritisch und ergreifen so weit wie möglich weitere Maßnahmen, um die 
Akzeptanz und Nutzung zu erhöhen. 
Die von Ihnen per Foto monierten geteilten Abstellflächen für Mikromobili-
tät (Beispiele 1-5 und 7-10) wurden alle zwischen dem 4.11.2024 und dem 
10.2.2025 durch das Baureferat beschildert und im Anschluss von den An-
bieterfirmen in die jeweiligen Apps übernommen.
Die Überwachung der Abstellflächen über das städtische Monitoring- 
Dashboard zeigt seit Einrichtung eine deutliche Annahme der Abstellflä-
chen, dort werden mittlerweile vermehrt Mikromobilitätsfahrzeuge abge-
stellt. Gleichzeitig ist ein Rückgang der Abstellvorgänge im direkten Um-
feld auf Gehwegen zu beobachten.
Es wird vermutet, dass die geringe Auslastung auf Ihren Fotos auf die sehr 
kurze Zeitspanne zwischen Einrichtung der Flächen und Fotoaufnahme zu-
rückzuführen ist.
Uns ist bewusst, dass durch den notwendigen Informationsfluss von Bau-
referat an Mobilitätsreferat und weiter an die Anbieterfirmen oft gewisse 
Zeit vergehen kann. Durch Maßnahmen wie der Optimierung des städti-
schen Geoportals und die digitale Bereitstellung von Flächen und Zonen an 
die Anbieterfirmen konnten wir die Prozesse bereits seit Juli 2025 deutlich 
beschleunigen.

Wir möchten an dieser Stelle nochmals betonen, dass sich seit Einrich-
tung der ersten Shared-Mobility-Flächen deutlich gezeigt hat, dass es eine 
gewisse Zeit braucht, bis diese sowohl von Shared-Mobility Nutzenden 
als auch von Autofahrer*innen akzeptiert und angenommen werden. Eine 
Verkleinerung der geteilten Abstellflächen oder ein Rückbau widerspricht 
dem beschlossenen Aufbau eines flächendeckenden und stadtweiten Net-
zes aus 675 geteilten Abstellflächen für Mikromobilität und ist somit nicht 
vorgesehen.

Auf Ihrem Beispielfoto 6 ist die Fahrradabstellanlage an der Her-
mann-Weinhauser-Straße zu sehen. Fahrradabstellmöglichkeiten stellen 
einen wichtigen Bestandteil der städtischen Infrastruktur dar und sollten 
grundsätzlich von den Grundstückseigentümer*innen auf Privatgrund er-
richtet werden. Wo dies nicht oder nicht ausreichend möglich ist, sorgt die 
Landeshauptstadt München dafür, den öffentlichen Raum kontinuierlich 



Rathaus Umschau
16.7.2026, Seite 21

mit Abstellanlagen auszustatten. Diese Maßnahmen erfolgen in enger 
Abstimmung mit den Bezirksausschüssen, auf dessen konkreten Wunsch 
auch die Abstellanlage an der Hermann-Weinhauser-Straße eingerichtet 
wurde. Momentan liegen uns keine spezifischen Auslastungszahlen für 
diese Abstellanlage vor. Es ist wichtig zu beachten, dass neue Rad- 
abstellanlagen in der Regel eine gewisse Zeit benötigen, bis sie von den 
Nutzer*innen angenommen werden. Faktoren wie die Sichtbarkeit der An-
lagen, die Zugänglichkeit und die allgemeine Akzeptanz der Radfahrkultur 
in der jeweiligen Nachbarschaft spielen hierbei eine entscheidende Rolle.
Ferner ist festzuhalten, dass ein Abbau von Fahrradständern nur im Aus-
nahmefall vorgenommen wird, da die Fahrradständer in der Regel eine För-
derung erhalten und somit einer Veränderungssperre unterliegen. Darüber 
hinaus verursacht der Rückbau Kosten durch verlorenen Bauaufwand und 
den Rückbau selbst.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Tempo 30 in der Weitlstraße
Antrag Stadtrat Delija Balidemaj (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE 
WÄHLER) vom 9.4.2026

Antwort Mobilitätsreferent Georg Dunkel:

Nach § 60 Abs. 9 GeschO des Stadtrates dürfen sich Anträge ehrenamtli-
cher Stadtratsmitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledi-
gung der Stadtrat zuständig ist.

In Ihrem Antrag bitten Sie das Mobilitätsreferat zu veranlassen, in der 
Weitlstraße – mindestens im Abschnitt zwischen Rainfarnstraße und 
Schleißheimer Straße – Tempo 30 einzuführen. Als Begründung führen Sie 
– neben einem besseren Lärmschutz für Anwohner*innen – die Einrich-
tungen ‘Otto-Steiner-Schule‘, die ‘Augustinum Seniorenresidenz‘ sowie den 
‘Kindergarten Lerchennest‘ auf, die Ihres Erachtens allesamt Gründe für 
die Herabsetzung der Geschwindigkeit darstellen.

Das Mobilitätsreferat als Straßenverkehrsbehörde trifft Maßnahmen auf 
öffentlichem Verkehrsgrund nach den Bestimmungen der Straßenverkehrs-
ordnung (StVO). Der Vollzug der StVO ist eine laufende Angelegenheit, de-
ren Besorgung nach Art. 37 Abs. 1 GO und § 22 GeschO dem Oberbürger-
meister obliegt. Eine beschlussmäßige Behandlung der Angelegenheit im 
Stadtrat ist deshalb rechtlich nicht möglich. Zu Ihrem Antrag vom 9.4.2025 
teilen wir Ihnen aber Folgendes mit:

Die Weitlstraße stellt in ihrer Gesamtlänge von ca. 1,4 km eine 
West-Ost-Verbindung zwischen der Ratoldstraße und der Schleißheimer 
Straße dar. Sie erfüllt in weiten Teilen die Funktion einer Sammelstraße. 
Abschnittsweise verkehren die Buslinien 60, 170, 171 durch die Straße.

Die Straßenverkehrsbehörde im Mobilitätsreferat ist stets bestrebt, Vor-
schläge zu Verbesserungen im Straßenverkehr zu prüfen und nach Mög-
lichkeit umzusetzen. Dabei sind die rechtlichen Vorgaben, insbesondere 
der Straßenverkehrsordnung (StVO) zu beachten. Diese erlaubt keine 
Eingriffe nur zum Zwecke der prophylaktischen Verkehrseffizienz, sondern 
stellt auf tatsächlich vorhandene Gefährdungen ab und gibt klare Regeln 
vor, die je nach Schwere des Eingriffs teils sehr anspruchsvoll sind. Für Ein-
griffe in den fließenden Verkehr ist nach § 45 Abs. 9 StVO eine Gefährdung 
erforderlich, die erheblich über das in einer Großstadt übliche Maß hinaus-
geht.
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So lässt die StVO die Beschränkung der Geschwindigkeit auf 30 km/h nur 
in ausdrücklich geregelten Fällen zu. Dies sind im Wesentlichen:

	- 	Tempo 30-Zonen, die vorwiegend zum Schutz der Wohnbevölkerung 
eingerichtet werden; Straßen mit erheblichem Durchgangsverkehr sind 
davon ausgeschlossen,

	- 	Einzelmaßnahmen, bei denen eine erheblich über das übliche Maß hin-
ausgehende Gefährdung nachzuweisen ist,

	- 	im Bereich vor sogenannten sensiblen Einrichtungen (z.B. Schulen, Kin-
dergärten oder Altenheimen), soweit eine Gefährdung gegeben sein 
könnte, auf eine Länge von bis zu 300 m (bei Verstetigung 500 m). 

Das Referat hat sich im Rahmen der Bearbeitung verschiedener Empfeh-
lungen der Bürgerversammlung des Stadtbezirkes 24 in den letzten Mona-
ten intensiv mit den bis dato in der Weitlstraße vorherrschenden erlaubten 
Geschwindigkeiten auseinandergesetzt und kam dabei zu folgenden, aktu-
ellen Prüfergebnissen (abschnittsweise erklärt von West nach Ost):

1)	 Weitlstraße im Abschnitt „Ratoldstraße bis Ende der örtlichen Wohnbe-
bauung“ (ca. 250 Meter) 
Auf Grund der örtlichen Gegebenheiten kann dieser Abschnitt inkl. der 
Seitenstraßen zu einer eigenständigen Tempo 30 Zone erklärt werden.

2)	 Weitlstraße im Abschnitt „Ende der Wohnbebauung und Ittlingerstraße“ 
(ca. 750 Meter) 
Dieser Abschnitt lässt sich weder zu einer Tempo 30-Zone erklären, 
noch sind Gefahrentatbestände bekannt bzw. nachweisbar, die un-
ter Umständen dazu führen könnten, das Geschwindigkeitsniveau 
anderweitig auf 30 km/h abzusenken (dies gilt auch für das Thema 
Verkehrslärm). Des Weiteren eröffnet auch die vor wenigen Jahren 
novellierte StVO keine neuen Tatbestände, unter „sonstigen“ erleich-
terten Voraussetzungen Tempo 30 anzuordnen Dies gilt sowohl für die 
im Antrag genannte ‘Otto-Steiner-Schule‘, deren Ein- bzw. Ausgang sich 
nicht in der Weitlstraße befindet, sondern „ums Eck“ in der Rainfarn-
straße, als auch für die ‘Augustinum Seniorenresidenz‘, deren Gebäude 
nicht unmittelbar an die Weitlstraße angrenzt, sondern ca. 60 Meter 
zurückversetzt ist.

3)	 Weitlstraße im Abschnitt „Ittlingerstraße bis Schleißheimer Straße“ 
(ca. 400 Meter) 
Die Voraussetzungen liegen vor, diesen Straßenabschnitt in die umlie-
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gende Tempo 30 Zone einzubeziehen (hierin befindet sich der ‘Kinder-
garten Lerchennest‘).

Nach Durchführung der vor Erlass von verkehrsrechtlichen Anordnungen 
vorgesehenen Anhörungsverfahren bei Bezirksausschuss und Polizei wird 
das Mobilitätsreferat das Baureferat auffordern, die beiden Maßnahmen 
gemäß Nr. 1) und Nr. 3) im Lauf der zweiten Jahreshälfte 2026 umzuset-
zen.  

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Was hat es mit der „Geisterbaustelle“ Westermühlstraße auf sich?
Anfrage Stadträte Hans Hammer und Hans-Peter Mehling (Stadtratsfrak-
tion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 20.8.2025

Antwort Mobilitätsreferent Georg Dunkel:

Zunächst möchte ich um Entschuldigung bitten, dass Sie bisher noch keine 
Rückmeldung von mir erhalten haben. In Ihrer Anfrage vom 20.8.2025 le-
gen Sie folgenden Sachverhalt zu Grunde:

In der Westermühlstraße wurden am 4.8.2025 Haltverbotsschilder aufge-
stellt, obwohl bis zum 14.8.2025 keine Bauarbeiten begonnen haben. 

Der Oberbürgermeister hat mir Ihre Anfrage zur Beantwortung zugeleitet. 
Die darin aufgeworfenen Fragen beantworte ich nach Rücksprache mit der 
Stadtwerke München GmbH wie folgt:

Frage 1:
Ist die Darstellung in der BILD über die sogenannte „Geisterbaustelle“ 
richtig? 

Antwort:
Die Stadtwerke München GmbH nimmt dazu wie folgt Stellung:
Es handelt sich bei den in der Bild-Zeitung genannten Maßnahmen um 
ausstehende Oberflächenwiederherstellungen einer Strommaßnahme aus 
dem Jahre 2024. Die zum Jahresende 2024 zwischenzeitlich provisorisch 
wiederhergestellte Oberfläche (ohne Einschränkungen oder Gefahren für 
die Anwohner*innen) soll in der jetzigen Maßnahme wieder in das orts-
übliche Erscheinungsbild zurückversetzt werden. Die Arbeiten haben am 
19.8.2025 begonnen und endeten am 29.8.2025.

Frage 2:
Warum wurde das absolute Haltverbot nicht zumindest temporär wieder 
aufgehoben, bis die Baumaßnahmen tatsächlich begonnen werden? 

Antwort:
Die Stadtwerke München GmbH nimmt dazu wie folgt Stellung:
Die SWM bedauern den Entfall der Parkflächen aufgrund der Erkrankung 
von Mitarbeiter*innen der ausführenden Firma. Die ausführende Firma 
hoffte auf eine schnelle Gesundung ihrer Mitarbeitenden, um umgehend 
mit den Arbeiten beginnen zu können. Daher wurde das bestehende Hal-
teverbot vorerst aufrechterhalten. Andernfalls hätte die 72-Stunden-Frist 
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der erneuten Halteverbotsankündigung wieder beachtet werden müssen, 
was in diesem Fall einen weiteren Zeitverlust sowie Verwirrung für die An-
wohner*innen bedeutet hätte. Ein Parken im Bereich der Baumaßnahme 
ist entsprechend der VAO von 18.00 Uhr bis 07.00 Uhr morgens im Sinne 
der Anwohner*innen möglich und ausgewiesen gewesen. Es waren durch 
die Baumaßnahmen ca. 35-40 Parkplätze kurzfristig tagsüber nicht nutzbar. 
Durch die verkehrsrechtlichen Auflagen muss eine Mindestrestbreite von 
6 m in diesem Bereich gewährleistet werden, dies führte zwingend zur 
beidseitigen Ausweisung von Halteverbotszonen im Bereich der Baumaß-
nahme.

Frage 3:
Warum wussten laut Darstellung der BILD scheinbar weder das Baureferat 
noch das MOR über diese Maßnahme Bescheid? 

Antwort:
Das Mobilitätsreferat hat innerhalb weniger Minuten auf die Anfrage der 
BILD reagiert und auf die SWM verwiesen. Diese hat anschließend der 
BILD die erbetenen Informationen zugeliefert. Die Darstellung in der BILD 
ist nicht korrekt. 

Frage 4:
Sind die SWM berechtigt, eigenmächtig Parkverbotszonen festzulegen und 
zu beschildern? 

Antwort:
Die Stadtwerke München GmbH nimmt dazu wie folgt Stellung:
Nein, die Abstimmung dazu erfolgt immer mit dem Mobilitätsreferat. Die 
Antragsstellung erfolgt zudem über die ausführende Baufirma. Gleiches 
gilt für die Beschilderung, die nach den Auflagen der verkehrsrechtlichen 
Anordnung ausgeführt werden.

Frage 5:
War das MOR informiert und hat es diese Parkverbotszonen genehmigt? 

Antwort:
Ja, die Maßnahmen wurden ordnungsgemäß beim Mobilitätsreferat im 
Rahmen einer verkehrsrechtlichen Anordnung durch die ausführende Bau-
firma angemeldet und seitens des Mobilitätsreferats genehmigt. 
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Frage 6:
Falls die SMW nicht berechtigt sind, Parkverbotszonen festzulegen und zu 
beschildern und diese Parkverbotszone vom MOR nicht genehmigt war, 
wie konnte es dann zu der Beschilderung kommen? 

Antwort:
Wie in der Antwort auf Frage 5 geschildert, wurden die Arbeiten durch das 
Mobilitätsreferat genehmigt. 
Die Stadtwerke München GmbH ergänzt hierzu wie folgt:
Die SWM bemühen sich, die Prozesse fortlaufend zu optimieren und sen-
sibilisieren hierzu auch nochmals die beauftragten Baufirmen mit dem Leit-
gedanken, nicht genutzte Parkflächen im Einklang mit der verkehrsrechtli-
chen Anordnung für die Anwohner*innen unaufgefordert zur Verfügung zu 
stellen. Selbstverständlich werden Halteverbotsschilder nach Beendigung 
der Arbeiten unverzüglich und sukzessive entfernt und die Flächen ent-
sprechend dem Fortschritt der Wiederherstellung wieder der Öffentlichkeit 
zur Nutzung freigegeben.
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Gemeinwohl im Wohnungsbau stärken III: Baukosten senken durch 
effizienteres Vorgehen bei Baustelleneinrichtungen
Antrag Stadtrats-Mitglieder Kathrin Abele, Simone Burger, Anne Hübner, 
Dr. Christian Köning, Barbara Likus, Lars Mentrup, Julia Schönfeld-Knor 
und Micky Wenngatz (SPD-Fraktion) vom 15.1.2026

Antwort Mobilitätsreferent Georg Dunkel:

In Ihrem oben genannten Antrag fordern Sie dem Stadtrat darzulegen, wie 
gemeinnützige Akteure auf dem Münchner Wohnungsmarkt bei dem Ziel 
Baukosten zu senken gesondert berücksichtigt werden können und dabei 
zum Beispiel bei Kosten für die Baustelleneinrichtung und deren Beantra-
gung entlastet werden können.

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, erlaube ich mir, Ihren Antrag auf dem 
Schriftweg zu beantworten.

Zu Ihrem Antrag vom 15.1.2026 teilen wir Ihnen Folgendes mit:

Das Kreisverwaltungsreferat ist für die ordnungsgemäße Abrechnung der 
tatsächlich angefallenen Sondernutzungsgebühren zuständig. Die Berech-
nung der Gebührenhöhe erfolgt aufgrund der festgelegten Flächen- und 
Zeitangaben in der vom Mobilitätsreferat erteilten verkehrsrechtlichen Er-
laubnis nach den Gebührensätzen der vom Stadtrat vorgegebenen Sonder-
nutzungsgebührensatzung (SoNuGebS).

Ein eigener Spielraum bei der Festsetzung der Sondernutzungsgebühr be-
steht für das Kreisverwaltungsreferat hierbei nicht.
Wenn die Sondernutzung ausschließlich oder überwiegend im öffentlichen 
Interesse erfolgt, prüft das KVR lediglich, ob gem. § 10 Abs. 1 SoNuGebS 
evtl. eine Gebührenbefreiung möglich ist. In diesen Fällen wird ebenfalls 
nach einem einheitlichen Prüfschema vorgegangen, da auch diese Ent-
scheidung jederzeit verwaltungsgerichtlich überprüft werden kann. 

Sofern die Stadt selbst oder ein Eigenbetrieb Sondernutzer*in ist, entfällt 
die Gebührenpflicht allein aufgrund dieses Umstandes. Sofern ein*e an-
dere Sondernutzer*in Gebührenschuldner*in ist, sind die Voraussetzungen 
des § 10 Abs. 1 SoNuGebS zu prüfen. Ob ein Sachverhalt für eine Gebüh-
renbefreiung vorliegt, muss deshalb auch bei Tochtergesellschaften der 
Landeshauptstadt München oder auch gemeinnützigen Genossenschaften 
detailliert ermittelt werden.
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Maßnahmen zur Verbesserung oder Instandhaltung der Infrastruktur und 
des sozialen Wohnungsbaus im Sinne des Wohnraumförderungsgesetzes 
können sondernutzungsgebührenbefreit sein. Dies kann z.B. Vorhaben 
der Münchner Wohnen oder auch gemeinnütziger Bau-Genossenschaften 
betreffen. Entscheidend für die Gebührenerhebung ist, ob eine öffentliche 
Förderung als sozialer Wohnungsbau nach dem BayWoFG vorliegt. Ist dies 
der Fall, werden im Regelfall keine Sondernutzungsgebühren erhoben.

Eine gesonderte Berücksichtigung der Stärkung des Gemeinwohls im 
Wohnungsbau aufgrund des öffentlichen Interesses ist insoweit nicht not-
wendig. Das Kreisverwaltungsreferat beachtet dieses bereits jetzt im Rah-
men seiner Abrechnungspraxis.

Das Mobilitätsreferat ist für die Erhebung der Verwaltungsgebühr im 
Rahmen der verkehrsrechtlichen Anordnungen zuständig. Der Verwal-
tungsgebühren werden gemäß der Gebührenordnung für Maßnahme im 
Straßenverkehr (GebOSt) festgesetzt. Gemäß § 6 Abs. 1 GebOSt i.V.m. § 9 
Abs. 1 VwKostG und Art. 6 Abs. 2 KG sind bei der Ermittlung der Gebühr 
innerhalb eines Rahmens der mit der Amtshandlung verbundene Verwal-
tungsaufwand aller beteiligten Behörden und Stellen und die Bedeutung 
der Angelegenheit für die Beteiligten zu berücksichtigen.

Der Verwaltungsaufwand im Mobilitätsreferat bleibt unabhängig davon 
gleich, ob es sich um Baustelleneinrichtungen für gemeinnützige Ak-
teure oder für private bzw. öffentliche Maßnahmenträger handelt. Das 
oberste Ziel im Genehmigungsprozess ist es, die Sicherheit und Leich-
tigkeit des Verkehrs für alle Verkehrsarten und insbesondere für die 
„Verkehrsschwächsten“ (also den Fußverkehr, den Radverkehr, etc.) zu 
gewährleisten. Bei jedem Antrag, unabhängig vom Antragsteller, erfolgt 
eine sorgfältige Prüfung der Verkehrssicherheit, der erforderlichen Absi-
cherungen sowie möglicher Kollisionen. Die Verwaltungsgebühr für eine 
Baustellenerlaubnis darf nach der Gebührenordnung für Maßnahmen im 
Straßenverkehr (GebOSt) maximal 767 Euro betragen. Für den klassischen 
Wohnungsbau wird der Höchstwert in der Regel nie erreicht.
Der Aufwand für die Absicherung selbst, also z.B. das Absperrmaterial 
usw. kann nicht reduziert werden. Die Absicherung von Baustellen richtet 
sich nach bundeseinheitlichen Standards der RSA21 (Richtlinien für die ver-
kehrsrechtliche Sicherung von Arbeitsstellen an Straßen). 

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Radweg Ludwigstraße – zwischen Von-der-Tann-Str. und Siegestor als 
temporäre Lösung markieren
Antrag Stadtrat Sonja Haider, Dirk Höpner, Nicola Holtmann und Tobias Ruff 
(Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 13.2.2026

Antwort Mobilitätsreferent Georg Dunkel:

In Ihrem oben genannten Antrag bitten Sie darum, bis zum endgültigen 
Umbau der Ludwigstraße das Teilstück zwischen den Kreuzungen mit 
der Von-der-Tann-Straße und dem Bereich vor dem Siegestor temporär in 
beiden Richtungen als getrennten, deutlich markierten und mit Pollern ge-
schützten Radweg auf der bisherigen Fahrbahn zu realisieren.

Nach § 60 Abs. 9 Geschäftsordnung (GeschO) dürfen sich Anträge ehren-
amtlicher Stadtratsmitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Er-
ledigung der Stadtrat zuständig ist. Der Inhalt Ihres Antrages betrifft jedoch 
eine laufende Angelegenheit, deren Besorgung nach Art. 37 Abs. 1 Ge-
meindeordnung (GO) und § 22 GeschO dem Oberbürgermeister obliegt, 
weshalb eine beschlussmäßige Behandlung im Stadtrat rechtlich nicht 
möglich ist.

Zu Ihrem Antrag vom 13.2.2026 teile ich Ihnen Folgendes mit:

Im Februar 2024 haben wir zu dieser Thematik den BA-Antrag Provisori-
sche Radstreifen für die Ludwigstraße südlich des Siegestores „Auskunft 
über den Stand der Planungen (BA-Antrag Nr. 20-26/B 00915 des Bezirks-
ausschusses des Stadtbezirkes 03 – Maxvorstadt vom 13.10.2020)“ beant-
wortet (https://risi.muenchen.de/risi/antrag/detail/6283465#ergebnisse).

Darin beziehen wir uns auf den Beschluss zum Pilotprojekt ‚Schnelle Rad-
verbindung für den Münchner Norden‘ vom 24.7.2019 (Sitzungsvorlage 
Nr. 14-20/V 14925). Damit hat der Stadtrat die Bedarfs- und Konzeptgeneh-
migung für die Radschnellverbindung über die Strecke Karlsplatz –  
Odeonsplatz – Ludwigstraße – Leopoldstraße – Ingolstädter Straße bis zur 
Stadtgrenze erteilt. Das Baureferat hat daraufhin in Zusammenarbeit mit 
dem Mobilitätsreferat mit der Vorplanung der entsprechenden Abschnitte 
begonnen.

Des Weiteren nehmen wir Bezug zu dem Beschluss „Radschnellweg 
Münchner Norden, Abschnitt 1 (Altstadt-Radlring) …“ (Sitzungsvorlage 
Nr. 20-26/V 02721) vom 29.9.2021. Darin hat der Stadtrat den Auftrag an 

https://risi.muenchen.de/risi/antrag/detail/6283465#ergebnisse
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die Verwaltung in den Abschnitten Brienner Straße, Odeonsplatz und Lud-
wigstraße geändert:

„Um der herausragenden städtebaulichen Bedeutung des Odeonsplatzes 
und der Ludwigstraße gerecht zu werden, wird ein Gestaltungswettbe-
werb mit Ideenteil ausgerufen. … Der Gestaltungswettbewerb soll für den 
Abschnitt von der Feldherrnhalle bis Von-der-Tann-Straße durchgeführt und 
mit einem Ideenteil zum Abschnitt Von-der-Tann-Straße bis einschließlich 
Geschwister-Scholl-Platz bzw. Professor-Huber-Platz ergänzt werden. Vor 
der Auslobung des Wettbewerbs und im ersten Quartal 2022 soll der Mo-
bilitätsausschuss mit der zukünftigen verkehrlichen Funktion der Brienner 
Straße zwischen dem Platz der Opfer des Nationalsozialismus und dem 
Odeonsplatz befasst werden, auch in Bezug auf den Wirtschaftsverkehr. 
Ausgehend hiervon ist die zukünftige verkehrliche Funktion der Ludwig-
straße südlich der Von-der-Tann-Straße abzuleiten. Diese Entscheidungen 
sollen dem Wettbewerb als Grundlage dienen.“

Gemäß dem Auftrag des Stadtrats hat das Mobilitätsreferat Varianten für 
künftige verkehrliche Funktionen für diese Straßen erstellt und diese am 
30.4.2025 dem Stadtrat vorgestellt (Sitzungsvorlage Nr. 20-26/V 15606). 
Auf Grundlage dieses Beschlusses führt das Baureferat einen freiraumpla-
nerischen Realisierungswettbewerb durch. Die Ludwigstraße nördlich des 
Altstadtrings ist dabei ein Ideenteil. Die Ergebnisse dieses Wettbewerbs 
liegen vsl. im Laufe dieses Jahres vor. Aufbauend auf diesen Ergebnissen 
wird die Entwurfsplanung des Radschnellwegs durch das Baureferat er-
stellt werden.

Für einen provisorischen (markierten) Radweg zwischen Von-der Tann-
Straße und Siegestor sind hinsichtlich der planerischen und rechtlichen 
Einsatzmöglichkeiten mehrere Voraussetzungen zu beachten. Diese 
wurden dem Mobilitätsausschuss am 24.1.2024 in der Beschlussvorlage 
„Mehr Verkehrssicherheit und höhere Aufenthaltsqualität für alle“ (Sit-
zungsvorlage 20-26/V 12113) vorgestellt. Aufgrund der dort vorgestellten 
Gründe wurde die Ludwigstraße sowohl im Rahmen der Prüfungen von 
kurzfristigen Radverkehrsanlagen 2020 als auch beim Verkehrsversuch zur 
Erprobung von Protected Bike Lanes 2022/23 nicht als geeignet für provi-
sorische Radanlagen ausgewählt. Aus den gleichen Gründen und da das 
Projekt zur dauerhaften Umgestaltung mittlerweile deutlich fortgeschritten 
ist, sieht das Mobilitätsreferat auch jetzt keine ausreichende Grundlage für 
provisorische Radanlagen in der Ludwigstraße.
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Die Umsetzung eines von Ihnen vorgeschlagenen markierten Radweges 
mit Schutzelementen müsste mittels einer verkehrsrechtlichen Anord-
nung geprüft werden, da diese Ausgestaltungsform in den derzeit gültigen 
Regelwerken als ein Radfahrstreifen definiert ist. Leider geben hier die 
Straßenverkehrsordnung (StVO) sowie die Empfehlungen für Radverkehrs-
anlagen (ERA 2010) nur einen engen Gestaltungsspielraum. Bezüglich 
Ihres Anliegens mussten wir wie auch jetzt in bereits vorangegangenen 
Anfragen zu diesem Bereich der Ludwigstraße aufgrund dieses engen Ge-
staltungsspielraums eine solche Ausgestaltung ablehnen.
Hinzu kommt, dass die angespannte Haushaltslage eine klare Priorisierung 
von Projekten erfordert, die zunächst Baumaßnahmen aus dem Pflichtauf-
gabenportfolio und insbesondere die maßgebenden (Groß)Projekte der 
Infrastruktursanierung würdigen muss.

Die Planung für eine temporäre Markierungslösung erfordert einen sehr 
hohen Abstimmungsbedarf sowohl innerhalb des Mobilitätsreferates wie 
auch mit weiteren Referaten (z.B. BAU, SWM). Für Projekte, für die in ab-
sehbarer Zeit eine endgültige Lösung in Aussicht steht, sind aufgrund der 
Finanz- und Personalsituation keine temporären Lösungen vorgesehen.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dominik Krause 
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Software des Baustellenmanagements bei der LHM 

 

Die Vielzahl an aktuell bestehenden Baustellen bei den unterschiedlichsten Verkehrsmitteln auf 

dem Gebiet der Landeshauptstadt München (LHM) und die damit verbundenen 

Einschränkungen sorgen für Ärger bei den Münchnerinnen und Münchnern und sind auch 

immer wieder ein Thema in der örtlichen Presseberichterstattung. 

Um diese Situation zu verbessern und zukünftig eine bessere und effektivere Koordinierung 

derjenigen Baustellen zu erreichen, für die die LHM zuständig ist, müssen alle möglichen Hebel 

in Bewegung gesetzt werden. Dabei spielen auch Themen wie Digitalisierung, (kompatible) 

Softwarenutzung etc. eine große Rolle. 

 

Vor diesem Hintergrund frage ich den Oberbürgermeister: 

 

1. Welche Softwarelösung(en) setzt die LHM zum Management von Baustellen ein und wie 

ist ggf. der jeweilige Projektstand, falls es noch in der Umsetzung ist? 

 

2. Gibt es hierbei ein koordiniertes und einheitliches Vorgehen der beteiligten bzw. 

zuständigen städtischen Referate sowohl bei der Umsetzung als auch bei der Nutzung 

der Software? 

 

3. Falls nein, warum nicht? 

 

 

Veronika Mirlach 

Stv. Fraktionsvorsitzende 
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An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dominik Krause 
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Stillstand bei der Baustelle auf der Hackerbrücke 

 

Die Abendzeitung (AZ) berichtete am 14.07.2026 über die aktuelle Baustelle auf der 

Hackerbrücke1, die zu einer weiteren Staufalle in München geworden sei, „wo sich die Autos an 

Tagen mit großem Verkehrsaufkommen schon mal bis zur Bayerstraße stauen können“. 

Darüber hinaus beschreibt die AZ in dem Bericht, dass sich ein „grünlich-gelber Tümpel 

gebildet“ habe, in dem ein umgekipptes Absperrgitter liege. Bauarbeiter sehe man hingegen 

nicht. 

Zwei Tage später, am 16.07.2026, berichtete die AZ dann, dass das Baureferat die Baustelle nun 

abbauen und im Oktober wieder aufbauen wolle – dann aber wohl größer2. Hintergrund: Es 

sollte eine schadstofftechnische Probesanierung stattfinden, dafür sei aber eine größere Fläche 

erforderlich. Daher müsse im Herbst ein erneuter Versuch erfolgen. 

Die CSU-Stadtratsfraktion unterstützt die notwendigen Sanierungsarbeiten an der 

Hackerbrücke generell. Die geschilderten Abläufe werfen allerdings etliche Fragen auf. 

 

Vor diesem Hintergrund frage ich den Oberbürgermeister: 

 

1. Wie lange war die aktuelle Baustelle an der Hackerbrücke eingerichtet? Wie lange haben 

in der Baustelle tatsächlich Arbeiten stattgefunden? 

2. Welche Arbeiten haben in diesem Zeitraum stattgefunden? 

3. Warum lag die Baustelle augenscheinlich längere Zeit brach, sodass sich ein Tümpel 

bilden konnte, in dem ein Absperrgitter schwamm? 

4. Seit wann war dem Baureferat bekannt, dass die Baustelle für den ursprünglichen Zweck 

der Beprobung nicht zweckdienlich war – sprich, dass die Öffnung nicht groß genug war? 

5. Woran lag es, dass die Öffnung nicht groß genug geplant und hergestellt wurde? 

6. Wieso wurde die Baustelle nicht sofort wieder zurückgebaut, nachdem klar war, dass 

die Beprobung nicht erfolgen kann?  

 
1 https://www.abendzeitung-muenchen.de/muenchen/verkehrsaerger-an-der-hackerbruecke-akute-
verstopfung-wegen-baustelle-art-1143960  
2 https://www.abendzeitung-muenchen.de/muenchen/baustellen-aerger-an-der-hackerbruecke-csu-hat-
fragen-art-1144489  

https://www.abendzeitung-muenchen.de/muenchen/verkehrsaerger-an-der-hackerbruecke-akute-verstopfung-wegen-baustelle-art-1143960
https://www.abendzeitung-muenchen.de/muenchen/verkehrsaerger-an-der-hackerbruecke-akute-verstopfung-wegen-baustelle-art-1143960
https://www.abendzeitung-muenchen.de/muenchen/baustellen-aerger-an-der-hackerbruecke-csu-hat-fragen-art-1144489
https://www.abendzeitung-muenchen.de/muenchen/baustellen-aerger-an-der-hackerbruecke-csu-hat-fragen-art-1144489
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7. Wieso konnte das Loch nicht im Zuge der jetzigen Baustelle vergrößert und die 

Beprobung wie geplant durchgeführt werden?  

8. Ist es zutreffend, dass die Baustelle nun zunächst zurückgebaut und dann im Oktober 

wieder aufgebaut werden muss? 

9. Welche Einschränkungen werden für die Verkehrsteilnehmer auf der Hackerbrücke 

durch die erneute Baustelleneinrichtung entstehen und wie lange werden diese 

andauern? Bitte aufschlüsseln nach Fußgängern, Auto- und Radfahrern.  

10. Wird die Asphaltdecke nun zunächst geschlossen und dann wieder aufgerissen? Wenn 

ja, was kostet das?  

11. Welche (Mehr)kosten entstehen darüber hinaus durch die doppelte Einrichtung und den 

doppelten Abbau der Baustelle?  

12. Angesichts der derzeit sowieso schon geplagten Münchner Verkehrsteilnehmerinnen 

und Verkehrsteilnehmer: Würde das Baureferat widersprechen, dass die Abläufe rund 

um diese Baustelle zum Verdruss der Straßennutzer beitragen können? 

 

 

Veronika Mirlach 

Stv. Fraktionsvorsitzende 
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Beratung für Geringverdienende 

Energie-Sprechstunde im Seniorenbeirat 
 

(16.7.2026) Bei Seniorinnen und Senioren zählt oft jeder Cent. Energiekosten 

können schnell zu einer Belastung werden. Gemeinsam mit dem Seniorenbeirat 

unterstützen die SWM Münchnerinnen und Münchner über 60 mit der kosten-

freien Energiesprechstunde. 

 

Jeden dritten Montag im Monat bieten die Stadtwerke München in den Räu-

men des Seniorenbeirats (Burgstr. 4, Raum 103) Einzelgespräche als Erst-

kontakt mit Terminvergabe für die eigentliche Energieberatung vor Ort an. 

Die nächste Energie-Sprechstunde findet am Montag, 20. Juli, von 10 bis 12 

Uhr statt.  

 

Der Beratungsservice für Geringverdienende richtet sich an Münchner Haushalte 

mit geringem Einkommen, an Bezieher/Bezieherinnen von Grundsicherung sowie 

an Menschen mit niedrigen Arbeits- oder Alterseinkünften. 

 

Vertrauen schaffen für die Energieberatung zuhause 

Die Einzelgespräche im Seniorenbeirat dienen als Erstkontakt für die eigentliche 

Energieberatung. Es wird der konkrete Beratungstermin in der heimischen Woh-

nung vereinbart, außerdem erhalten die Seniorinnen und Senioren Informationen 

zum Inhalt und Ablauf der Beratung. Somit wissen die Menschen, was sie zu er-

warten haben  

 

Ablauf der Energieberatung  

Ein verändertes Verhalten hat direkten Einfluss auf die Höhe der Energiekosten. 

Hier setzt die Beratung an: Die Energieberater spüren im Haushalt Schwachstel-

len auf, analysieren Verbrauchs-gewohnheiten und führen eine Tarifberatung 

durch. Das Beratungsgespräch dauert etwa 1 bis 1,5 Stunden. Als Starthilfe 

bringt der Berater ein Energie-Sparpaket mit zwei LED-Leuchtmitteln, Steckdo-

senleiste, Perlator und Kühlschrankthermometer mit. Infos und Kontakt: 

www.swm.de/energiesparen 

http://www.swm.de/
https://www.swm.de/energiesparen/geringverdiener-service#:~:text=Jeden%20dritten%20Montag%20im%20Monat,die%20kostenfreie%20Energie%2DSprechstunde%20an.
https://www.swm.de/privatkunden/energieberatung.html
https://www.swm.de/energiesparen
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Terminhinweis für Redaktionen  

Dienstag , 21. Juli 2026, 1 1:30 Uhr  

Treffpunkt: Sonderfahrstreifen für Busse auf der Ludwigstraße  

(auf Höhe des Reiterdenkmals Ludwig I. König von Bayern zwischen Odeonsplatz 3 

und 4 ) 

Anfahrt: U4/U5, U3/U6  (Achtung Baustelle) , Bus 100 und 153  

Anschließend Rundgang an den U -Bahnhöfen Poccistraße und Goetheplatz  

 

Sicher unterwegs:  

MVG-Bus wirbt für Kampagne, Zivilcouragekurs der Polizei für Medienvertreter  

Das Polizeipräsidium München und die Münchner Verkehrsgesellschaft (MVG) laden 

zu einem gemeinsamen Pressetermin ein.  

 

Polizeipräsident Thomas Hampel  und MVG -Chef Ingo Wortmann  stellen einen MVG -

Bus vor, der großflächig mit dem Motiv der Kampagne „Sicher unterwegs“ beklebt ist. 

Damit wollen die Partner noch mehr Aufmerksamkeit für die Ziele der gemeinsam 

entwickelten Informationskampagne zur Stärkung des subjektiven 

Sicherheitse mpfindens im öffentlichen Nahverkehr in München schaffen.  

 

Es besteht außerdem die Möglichkeit Fragen zu stellen und Interviews zu führen.  

 

Im Anschluss, bis ca. 12:30 Uhr, bieten Präventionsspezialisten der Polizei ein kurzes 

Zivilcouragetraining für die am Termin teilnehmenden Medienschaffenden an.  

 

Es wird um vorherige Anmeldung an muenchen.presse@polizei.bayern.de  gebeten.  

mailto:presse@swm.de
http://www.swm.de/
http://www.mvg.de/
mailto:muenchen.presse@polizei.bayern.de
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Pressemitteilung – München, 16. Juli 2026

Münchner Wohnen modernisiert  
weitere 216 Wohnungen im  
Klimaquartier Ramersdorf   
Nach dem erfolgreichen Abschluss der ersten Modernisierungsarbeiten am Karl-Preis-
Platz setzt die Münchner Wohnen die Entwicklung des Klimaquartiers Ramersdorf 
fort. Entlang der Claudius-Keller-Straße laufen bereits die Arbeiten zur energetischen 
Modernisierung von drei Gebäudezeilen mit insgesamt 216 Wohnungen. 

1/2

Mit der Modernisierung dieser Gebäude führt die 
Münchner Wohnen die schrittweise Transformation 
des Quartiers konsequent fort. Die drei Gebäude-
zeilen an der Claudius-Keller-Straße 10-62 aus dem 
Jahr 1950 mit insgesamt 216 Wohnungen werden 
umfassend energetisch modernisiert und auf den 
Effizienzhausstandard EH 55 gebracht. Die Arbeiten 
erfolgen im bewohnten Zustand und umfassen 
unter anderem die Dämmung der Fassade sowie 
der obersten Geschoss- und Kellerdecken, den 
Austausch der Fenster durch moderne Dreifachver-
glasung, die Erneuerung der Elektroanlagen sowie 

die Umstellung der Wärmeversorgung von Gas auf 
Fernwärme. Darüber hinaus ertüchtigt die Münch-
ner Wohnen die Dächer und stattet sie mit Photo-
voltaikanlagen aus, deren Strom künftig im Mieter-
strommodell genutzt werden kann. Ergänzend 
werden die Haustechnik erneuert sowie Grundlei-
tungen und Kanäle saniert.

Durch die Modernisierung sinkt der jährliche 
CO₂-Ausstoß der Gebäude voraussichtlich um rund 
90 Prozent. Über 310 Tonnen CO₂ werden dadurch 
jährlich eingespart. Das entspricht in etwa den 

Die Drohnenaufnah-
me zeigt den Block 
entlang der 
Claudius-Keller- 
Straße, der nun 
modernisiert wird. 

Fotos: Münchner 
Wohnen/ Thilo 
Härdtlein
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jährlichen Emissionen von rund 170 Mittelklasse-
Pkw mit Benzinmotor bei einer durchschnittlichen 
Fahrleistung von 12.000 Kilometern. Gleichzeitig 
reduziert sich der Energiebedarf deutlich – ein 
wichtiger Beitrag zum Klimaschutz und zur Sen-
kung der Energiekosten für die Mieter*innen. 

„Mit dem zweiten großen Bauabschnitt setzen wir 
die Entwicklung des Klimaquartiers Ramersdorf 
konsequent fort. Wir investieren gezielt in unseren 
Gebäudebestand und schaffen die Voraussetzun-
gen dafür, dass das Quartier Schritt für Schritt 
klimaneutral werden kann. Energetische Moderni-
sierung ist für uns ein zentraler Hebel, um Klima-
schutz, Versorgungssicherheit und dauerhaft 
bezahlbares Wohnen miteinander zu verbinden“, 
sagt Jörg Franzen, Vorsitzender der Geschäftsfüh-
rung der Münchner Wohnen.

Klimaneutrales Quartier mit Vorbildcharakter 
Die Modernisierung der Claudius-Keller-Straße ist 
Teil der langfristigen Entwicklung des Klimaquar-
tiers Ramersdorf. Nach der bereits abgeschlosse-
nen energetischen Modernisierung der Gebäude 
am Karl-Preis-Platz wird nun der nächste große 
Abschnitt umgesetzt. Ziel ist es, die gesamte 
Siedlung zwischen der Claudius-Keller-, Rosenhei-
mer und Wilram- sowie Laibacher Straße schritt-
weise zu einem klimaneutralen Quartier weiterzu-
entwickeln. Durch Aufstockungen und 
Ergänzungen des Bestandes soll zudem neuer 
bezahlbarer Wohnraum geschaffen werden. 
Grundlage ist ein Stadtratsbeschluss aus dem Jahr 
2023, der Sanierungen, Neubauten und zusätzliche 
Wohnungen ermöglicht.

Nach der erfolgreichen Modernisierung der Gebäu-
de am Karl-Preis-Platz und den nun laufenden 
Arbeiten in der Claudius-Keller-Straße folgen ab 
voraussichtlich 2028 weitere Maßnahmen. Geplant 
sind Aufstockungen, neue Balkone sowie zum Teil 
Erweiterungsanbauten an bestehende Gebäude. 

Dadurch entstehen zusätzlich rund 260 barriere-
freie Wohnungen. In einer dritten Phase ab 2030 
wird der Bereich entlang der Triester Straße neu 
geordnet. Dort entstehen eine neue Quartiersmitte 
mit Treffpunkt für alle Generationen, eine Kinder-
tagesstätte sowie Gewerbeflächen beispielsweise 
für ein Café, Werkstätten oder Nahversorgung. 
Gleichzeitig werden Freiräume aufgewertet und 
versiegelte Flächen reduziert. So wächst das 
Quartier weiter, ohne seinen Charakter zu verlieren.

Ihr Kontakt für Presseanfragen:

Robert Opiela 
Stv. Pressesprecher  
089 8776629-9706 
robert.opiela@muenchner-wohnen.de

Münchner Wohnen
Gustav-Heinemann-Ring 111
81739 München 
www.muenchner-wohnen.de/presse


	Terminhinweise für Medien
	Bürgerangelegenheiten
	Meldungen
	Stadtschüler*innenvertretung erhält eigene Geschäftsstelle
	München stärkt Ferienbetreuung für Grund- und Förderschulkinder
	Öffentlicher Spatenstich für das Kulturhaus 21 in Pasing
	Start des Beteiligungsprojekts „Hallo Ostpark“
	Statistisches Amt: Taschenbuch und Faltkarte ab sofort erhältlich
	Veranstaltungen des Stadtmuseums
	Online-Infoabende des Bauzentrums

	Antworten auf Stadtratsanfragen
	E-Scooter: Abstellkonzept Altstadt ausweiten – Unfälle, vor allem von seheingeschränkten und blinden Menschen, vermeiden
	Parkplätze für Fahrräder und E-Kleinstfahrzeuge: Nutzung evaluierenund ggf. wieder zu Kfz-Parkplätzen umwandeln
	Tempo 30 in der Weitlstraße
	Was hat es mit der „Geisterbaustelle“ Westermühlstraße auf sich?
	Gemeinwohl im Wohnungsbau stärken III: Baukosten senken durch effizienteres Vorgehen bei Baustelleneinrichtungen
	Radweg Ludwigstraße – zwischen Von-der-Tann-Str. und Siegestor als temporäre Lösung markieren

	Anträge und Anfragen aus dem Stadtrat
	Software des Baustellenmanagements bei der LHM
	Stillstand bei der Baustelle auf der Hackerbrücke

	Pressemitteilungen städtischer Beteiligungsgesellschaften
	Energie-Sprechstunde im Seniorenbeirat
	Terminhinweis für Redaktionen
	Bus 100 und 153: Umleitungen am Odeonsplatz

am Samstag
	Münchner Wohnen modernisiert weitere 216 Wohnungen im Klimaquartier Ramersdorf


